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  Bemessung des Streitwerts eines Beschwer-
deverfahrens bei Ablehnung eines Richters

Leitsatz

  1. Der Gegenstandswert in einem Beschwerdeverfahren betreffend die Ablehnung eines Rich-
ters entspricht grundsätzlich dem Streitwert der Hauptsache.(Rn.3)

  2. Die Festsetzung eines geringeren Gegenstandwerts kommt regelmäßig nur dann in Be-
tracht, wenn die ablehnende Partei als einfacher Streitgenosse lediglich an einem Teil des
Rechtsstreits beteiligt ist.(Rn.6)

Orientierungssatz

  1. Ein Ablehnungsersuchen wird gestellt, weil die ablehnende Partei eine unsachliche Be-
handlung des Rechtsstreits und damit eine falsche Entscheidung befürchtet. Daher entspricht
das Interesse an der Zwischenentscheidung über den Ablehnungsantrag dem Streitwert der
Hauptsache.(Rn.4)

  2. Die abweichende Auffassung, wonach nur ein Bruchteil der Hauptsache (Abweichung OLG
Frankfurt, Beschluss vom 27. April 2016 - 2 W 19/16) bzw. ein Auffangwert für nicht vermö-
gensrechtliche Streitigkeiten (Abweichung OLG Bamberg, Beschluss vom 10. März 1982 - 7
WF 4/82) als Gegenstandswert anzusetzen sein soll, kann nicht überzeugen. Dem Umstand,
dass im Richterablehnungsverfahren nur ein Teilaspekt des Rechtsstreits zur Beurteilung
steht, wird schon durch ermäßigte Gebührensätze Rechnung getragen. Daher erscheint eine
zusätzliche Verminderung des Gegenstandswerts nicht angemessen.(Rn.4)

  3. Es ist nur schwer vorstellbar, dass sich die mangelnde Unparteilichkeit eines Richters in ei-
nem bestimmten Rechtsstreit auf einzelne Streitgegenstände oder sogar nur einzelne Teile ei-
nes Streitgegenstands beschränken kann. Daher kann ein Ablehnungsersuchen nach § 45 ZPO
auch nicht nur teilweise für begründet erklärt werden.(Rn.6)

Verfahrensgang

vorgehend KG Berlin 2. Zivilsenat, 11. September 2025, 2 W 26/25, Beschluss
vorgehend LG Berlin II, 8. Juli 2025, 101 O 2/23

Tenor
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  Der Gegenstandswert der anwaltlichen Tätigkeit in dem Beschwerdeverfahren wird auf
4.107.936,10 Euro festgesetzt.

Gründe

1 I. Mit einem Beschluss vom 11. September 2025 hat der Senat die sofortige Beschwerde
der Beklagten gegen einen Beschluss, mit dem das Landgericht einen Befangenheitsan-
trag gegen die in erster Instanz zuständige Vorsitzende Richterin für unbegründet erklärt
hat, kostenpflichtig zurückgewiesen. Nunmehr beantragen die Kläger mit einem Schrift-
satz vom 15. Oktober 2025, den Streitwert des Beschwerdeverfahrens zum Zwecke der
Abrechnung der Rechtsanwaltsgebühren festzusetzen.

2 II. Der Antrag der Kläger ist dahin auszulegen, dass die Festsetzung des Gegenstands-
werts der anwaltlichen Tätigkeit in dem Beschwerdeverfahren begehrt wird (§ 33 RVG).
Über diesen Antrag hat der Senat gemäß § 33 Abs. 8 Satz 1 RVG durch eines seiner Mit-
glieder als Einzelrichter zu entscheiden. Der Antrag ist zulässig, weil sich die Gebühren
für die anwaltliche Tätigkeit nicht nach dem für den Gerichtsgebühren maßgebenden
Wert berechnen (§ 33 Abs. 1 RVG). Für die Gerichtsgebühren des Beschwerdeverfahrens
ist nach Nr. 1812 KV-GKG eine Festgebühr vorgesehen, weshalb der Senat in seinem Be-
schluss vom 11. September 2025 von einer Festsetzung des Beschwerdewerts abgese-
hen hat.

3 Die Festsetzung des Gegenstandswerts für die anwaltliche Tätigkeit findet ihre Grundla-
ge in §§ 23 Abs. 2 Satz 1, Abs. 3 Satz 2 RVG. Der Gegenstandswert ist mit dem Streitwert
der Hauptsache identisch, der sich entsprechend den von den Klägern verfolgten Zah-
lungsansprüchen auf insgesamt 4.107.936,10 Euro beläuft. Nach mittlerweile ganz herr-
schender Auffassung bestimmt sich der Gegenstandswert in Verfahren wegen der Be-
sorgnis der Befangenheit von Richtern, jedenfalls sofern die ablehnende Partei nicht nur
an einem Teil des Rechtsstreits beteiligt ist, nach dem vollen Wert der Hauptsache (BGH,
Beschluss vom 19. November 2020 – V ZB 59/20, juris Rn. 16; Beschluss vom 21. De-
zember 2006 – IX ZB 60/06, juris Rn. 13; KG, Beschluss vom 3. April 2023 – 10 W 112/22,
juris Rn. 3; OLG Brandenburg, Beschluss vom 10. Februar 2022 – 1 W 3/22, juris Rn. 11;
OLG Dresden, Beschluss vom 10. September 2020 – 4 W 578/20, juris Rn. 22; OLG Frank-
furt a. M., Beschluss vom 18. Mai 2017 – 6 W 51/16, AGS 2017, 403; BeckOK ZPO/Voss-
ler, 58. Ed. 1.9.2025, ZPO § 46 Rn. 11 m. w. N.).

4 Die in der älteren Rechtsprechung vereinzelt vertretene abweichende Auffassung, wo-
nach nur ein Bruchteil der Hauptsache (OLG Frankfurt, Beschluss vom 27. April 2016
– 2 W 19/16, juris) bzw. ein Auffangwert für nicht vermögensrechtliche Streitigkeiten
(OLG Bamberg, Beschluss vom 10. März 1982 – 7 WF 4/82, MDR 1982, 589) als Gegen-
standswert anzusetzen sein soll, vermag nicht zu überzeugen. Ein Ablehnungsersuchen
wird gestellt, weil die ablehnende Partei eine unsachliche Behandlung des Rechtsstreits
und damit eine falsche Entscheidung befürchtet. Demgemäß entspricht das Interesse
an der Zwischenentscheidung über den Ablehnungsantrag dem Streitwert der Hauptsa-
che (Wieczorek/Schütze/Gerken, ZPO, 5. Aufl. 2020, § 46 Rn. 20). Dem Umstand, dass im
Richterablehnungsverfahren – wie auch in allen anderen zivilprozessualen Nebenverfah-
ren – nur ein Teilaspekt des Rechtsstreits zur Beurteilung steht, wird bereits durch ermä-
ßigte Gebührensätze Rechnung getragen (vgl. Nr. 1812 KV-GKG, Nr. 3500 VV-RVG), wes-
halb eine zusätzliche Verminderung des Gegenstandswerts nicht angemessen erscheint
(OLG Frankfurt a. M., Beschluss vom 18. Mai 2017 – 6 W 51/16, AGS 2017, 403). Eine an-
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dere Beurteilung ist auch nicht aus verfassungsrechtlichen Gründen geboten (Verfas-
sungsgerichtshof für das Land Baden-Württemberg, Beschluss vom 15. Dezember 2016 –
1 VB 46/15, NJW-RR 2017, 832).

5 Entgegen der Auffassung der Beklagten ist hier auch nicht deshalb ein geringerer Ge-
genstandswert anzusetzen, weil sich das Ablehnungsersuchen nur auf einen Teil des Ge-
samtstreitwerts beziehen würde. Zwar hat der Bundesgerichtshof in einer älteren Ent-
scheidung die Auffassung vertreten, dass von der grundsätzlichen Maßgeblichkeit des
Streitwerts der Hauptsache eine Ausnahme zu machen sei, sofern die Partei die Befan-
genheit des Richters aus einer Stellungnahme zu einem von mehreren Einzelansprüchen
oder zum Umfang eines Anspruchs herleitet. Könne der Teil des Anspruchs, auf den die
Befangenheit bezogen werde, eindeutig abgegrenzt werden, dann bestimme der sich
hierauf beziehende Teil des Prozessbegehrens der ablehnenden Partei den Gegenstands-
wert der Beschwerde (BGH, Beschluss vom 17. Januar 1968 – IV ZB 3/68, NJW 1968, 796;
dem folgend u. a. Anders/Gehle/Gehle, ZPO, 84. Aufl. 2026, Anh. § 3 Rn. 3; Toussaint/El-
zer, Kostenrecht, 55. Aufl. 2025, § 3 ZPO Rn. 23).

6 Es erscheint ausgesprochen zweifelhaft, ob eine derartige Einschränkung tatsächlich ge-
rechtfertigt ist. Insbesondere ist nur schwer vorstellbar, dass sich die mangelnde Un-
parteilichkeit eines Richters in einem bestimmten Rechtsstreit tatsächlich auf einzelne
Streitgegenstände oder sogar nur einzelne Teile eines Streitgegenstands beschränken
könnte. Dementsprechend kann ein Ablehnungsersuchen nach § 45 ZPO auch nicht le-
diglich teilweise für begründet erklärt werden. Die Festsetzung eines geringeren als den
Wert der Hauptsache als Gegenstandswert für die Beschwerde in einem Ablehnungsver-
fahren dürfte daher nur dann ausnahmsweise in Betracht kommen, wenn die ablehnen-
de Partei als einfacher Streitgenosse lediglich an einem Teil des Rechtsstreits beteiligt
ist (vgl. dazu – im Erg. verneinend – KG, Beschluss vom 3. April 2023 – 10 W 112/22, kri-
tisch Schneider, NJW-Spezial 2023, 379).

7 Letztlich bedarf diese Frage hier aber keiner abschließenden Entscheidung. Denn in dem
vorliegenden Fall beziehen sich die von der Beklagten geltend gemachten Gründe für ei-
ne mutmaßliche Befangenheit der abgelehnten Richterin gerade nicht lediglich auf ei-
nen eindeutig abgrenzbaren Teil des Streitgegenstands. Zwar hat die Beklagte ihr Ableh-
nungsersuchen ursprünglich damit begründet, dass die abgelehnte Richterin zu der Not-
wendigkeit einer nur einen Teil des Streitgegenstandes betreffenden Beweisaufnahme
eine nach ihrer Meinung unrichtige Rechtsauffassung vertreten habe. Später hat sie aber
weitere Gründe für die mutmaßliche fehlende Unparteilichkeit der Richterin vorgebracht,
die sich auf den gesamten Rechtsstreit beziehen. Dies gilt insbesondere für den Vorwurf,
die abgelehnte Richterin habe ihren Prozessbevollmächtigten in unangemessener Weise
persönlich angegriffen.

8 Eine Zulassung der Rechtsbeschwerde ist gemäß § 33 Abs. 4 S. 3 RVG kraft Gesetzes
ausgeschlossen.
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